
Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: ja ' 2132 090
EGBGB Art. 7 ff (Deutsches Internationales Privatrecht);
BGB § 812; ZVG §§ 162, 110

a) Wird ein deutsches Schiff im Ausland im Wege der Zwangs­
vollstreckung versteigert, so ist deutsches Recht für 
Bereicherungsansprüche von Schiffsgläubigern und Schiffs­
hypothekengläubigern maßgebend, die darauf gestützt wer­
den, bei der Verteilung des Erlöses sei das sich aus dem 
deutschen Recht ergebende Rangverhältnis dieser Rechte 
nicht beachtet worden.

b) vDer Rangverlust nach §§ 162, 110 ZVG wegen Nichtanmel­
dung aus dem Schiffsregister nicht ersichtlicher Rechte 
tritt nur ein, wenn die TerminsbeStimmung von einem 
deutschen Vollstreckungsgericht mit der Aufforderung . 
nach §§ 37 Nr. 4, 167 Abs. 'Z ZVG bekanntgemacht wor­
den ist.
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Verkündet
am 6. Juli 1961
Pfauz, Justizangestellter
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s V o l k e s

I o  

2 o

In dem Rechtsstreit
‘der Spar^und Leihkasse, Städtische
Sparkasse zu H|0 ^
der Firma "Bflpf' M ^ B l  & Go GmbH, gesetzlich 
vertreten durch ihre Geschäftsführer, die Kauf-
leute und Konrad xn

Beklagte und Revisions­
kläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen
Körperschaft

des öffentlichen Re c h t s T H ^ ^ B B ^ E T
vertreten durch den Vorsitzenden der Ge­

schäftsführung,
Klägerin und Revisions­
beklagte ,

- Prozeßbevollmächtigter; Recht
Br«

hat der II* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 6* Juli 1961 unter Mitwirkung des Se­
natspräsidenten Br* Nastelski und der Bundesrichter Br* Kuhn, 
Br. Nörr, Liesecke und Br. Reinicke 
für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 3«. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Schleswig vom 7» Juni I960 
wird auf Kosten der Beklagten zurUckgewiesen.

Von Rechts, wegen
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Tatbestand:

Das im Schiffsregister des Amtsgerichts Kiel eingetra­
gene Motorschiff "1^^", Eigentümer Schiffseigner Lorenz

in Kiel, ist auf Betreiben eines schwedischen Gläu­
bigers nach einerHavarie in Schweden durch den Stadtvogt in 
Halmstadt (Schweden) im Wege der Zwangsvollstreckung ver­
steigert worden. Die Beklagte zu 1 hatte am Schiff an erster 
Rangstelle eine Schiffshypothek (Abt. III Nr. 2 des Schiffs­
registers). zum Höchstbetrage von 10 Ö00 DM. Für die Beklagte 
zu 2 war in Abt. III unter Nr. 6 eine Schiffshypothek von 
2 018,74 DM eingetragen. Die Beklagten, die ihren Sitz in 
Deutschland haben, erwirkten in Schweden Vollstreckungsti­
tel und erhielten aus dem Versteigerungserlös teilweise Be­
friedigung.

Die‘Klägerin hat geltend gemacht, der Schiffseigner
schulde ihr aus der gesetzlichen Sozialversicherung für 

die Besatzung des Schiffs 5 129*16 DM. . Wegen dieser Forde­
rung habe ihr ein Schiffsgläubigerrecht mit dem Range vor 
den Rechten der Beklagten zugestanden. Sie habe von der 
Zwangsversteigerung in Schweden nichts erfahren. Die Beklag­
ten seien die im Range letzten Gläubiger, die in der Zwangs­
versteigerung wegen ihrer Forderungen.Befriedigung erlangt 
hätten, und zwar die Beklagte zu 1 in Höhe von 3 673,39 
schwedischen Kronen und die Beklagte zu 2 in. Höhe von 
2 600,43 schwedischen Kronen. Üm diese Beträge seien die 
Beklagten auf Kosten der Klägerin nach dem anzuwendenden 
deutschen Recht ungerechtfertigt bereichert.

Die Klägerin hat die Zahlung eines Teilbetrages von je 
1 100 DM von den Beklagten verlangt.

Die Beklagten haben Klagabweisung beantragt und die 
Klagforderungen dem Grunde und der Höhe nach bestritten.
Sie sind der Meinung, daß schwedisches Recht anzuwenden 
sei, nach dem die Auszahlung de|§ Versteigerungserlöses
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als endgültig anzusehen sei- Sie hätten auch nicht den 
letzten Rang im VersteigerungBverfahren gehabt, denn der 
schy/edische Gläubiger habe im Range hinter ihren dingli­
chen Rechten gestanden«, Die Klägerin habe ihr Vorrecht da­
durch verloren, daß sie sich an der schwedischen Zwangsver­
steigerung nicht beteiligt habe.

Das Landgericht hat die Klagansprüche dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das Oberlandesgericht hat die 
Berufung der Beklagten zurückgewiesen- Mit der vom Berufungs­
gericht zugelassenen Revision verfolgen die Beklagten ihren 
Antrag auf Abweisung der Klage weiter.

Bntscheidungsgründe::

I- Das Berufungsgericht hält deutsches Recht für anwend­
bar hinsichtlich der Präge, ob der Klägerin gegen die Be­
klagten Bereicherungsansprüche zustehen, weil das Schiffs­
gläubige rrecht der Klägerin als Trägerin der sozialen Ver­
sicherung (§ 754 Kr- 10 HGB in Verbindung mit Kap- II Art-5 
§ 8 VO vom 14. Juni 1932, RGBl I 276) nicht als ein den 
Schiffshypotheken der Beklagten vorgehendes Recht (§ 776 
HGB) bei der in Schweden durchgeführten Zwangsversteigerung 
beachtet worden ist- Die Revision stellt die Präge zur Nach­
prüfung - Der Auffassung des Berufungsgerichts ist beizutre­
ten« *

Das Schiffsgläubigerrecht erlischt durch die Zwangsver­
steigerung des Schiffs im Ausland, sofern das Recht des 
Versteigerungsortes dies vorsieht (Schaps/Mittelstein, Das 
deutsche Seerecht, 2. Aufl- Bd. I § 764 Anm. 6)- Diese 
Rechtsfolge ist im Inland anzuerkennen (Schaps/Abraham,
Das deutsche Seerecht, 3- Aufl- Bd- I § 8 ScfaRG § 8 Anm-119 
a.B.S. 414). Die Zwangsversteigerung eines Schiffes in Schwe­
den hat ebenso wie die Zwangsversteigerung im Inland (§ 764 
HGB; §§ 91, 162 ZVG) zur Folge, daß das Pfandrecht des
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Schiffsgläubigers am Schiff erlischt (§ 270 Sjölag). Die 
Klägerin hat also durch die Zwangsvollstreckung in Schwe­
den ihr Schiffsgläubigerrecht verlorene Der bei Verteilung 
nach der Rangordnung des djfĵ tschen Rechts auf die Klägerin 
entfallende Erlös ist nach Behauptung der Klägerin an die 
Beklagten gelangt, gegen die Ansprüche des besser Berechtig­
ten aus ungerechtfertigter Bereicherung erwachsen sein kön­
nen, wenn deutsches Recht zugrunde gelegt wird (vgl* RGZ 
153, 252, 256),

Anknüpfungspunkt für das maßgebliche Recht ist bei Berei­
cherungsansprüchen infolge dinglicher WertVerschiebung grund­
sätzlich der Tatbestand, der zu dem den Bereieherungsanspruch 
auslösenden Rechtsverlust geführt hat. So ist die Rechtsord­
nung des Ortes maßgebend, an welchem siph die Sache im Zeit­
punkt ihrer Veräußerung befunden hat, wenn der Verlust des

£Eigentums durch unberechtigte Verfügung infolge gutgläubigen 
Erwerbs durch einen Dritten eintritt und daraus Bereicherungs­
ansprüche des früheren Eigentümers abgeleitet werden (BGH 
NJW I960, 774 Nr. 8). Bestand ^ e r  zwischen den Parteien 
bereits eine unmittelbare Rechtsbeziehung, so ist die Rechts­
ordnung, die über sie bestimmt, auch für einen aus dieser 
Rechtsbeziehung hergeleiteten Bereicherungsanspruch maßge­
bend (Zweigert, SJZ 1947, 247 ff). Hier bestand zwischen den 
Parteien das Rangverhältnis als Schiffsgläubiger und Gläubi­
ger von Schiffshypotheken an demselben Schiff, Ein Rechts­
verhältnis ’besteht auch zwischen mehreren dinglichen Berech­
tigten an einer Sache (vgl, von T^r, Allgemeiner Teil des 
deutschen bürgerlichen Rechts Bd, £ S. 124 A , 6), Ein sol­
ches ist nicht, wie die Revisionsbegründung meint, deshalb 
zu verneinen, weil Ansprüche zwischen den Berechtigten zur 
Zeit der Versteigerung aus ihm noch nicht hervorgegangen wa­
ren. Dieses Rechtsverhältnis unterlag deutschem Recht, weil 
das Schiff in einem deutschen S^schiffsregister
eingetragen war und deutsche Beteiligte in Präge stehen. 
Insbesondere ist die Präge, ob die Beklagten etwas ohne 
rechtlichen Grund auf Kosten der Klägerin erlangt haben, 
nach deutschem Recht als dem für die umstrittene Rechtsbe-
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Ziehung maßgeblichen Statut zu beurteilen (vgl« BGH NJW 
1959» 1317, 1318), Für eine im Ausland durchgeführte Zwangs­
versteigerung eines deutschen Schiffs hat bereits das Reichs 
gericht (HansRGZ 1930 B Nr. 163 S. 455 ■ HRR 1930 Nr. 1448) 
beiläufig in einem die Bereicherung eines Schiffshypotheken­
gläubigers auf Kosten des Eigentümers betreffenden Fall aus­
gesprochen, es sei ein unhaltbarer Standpunkt, denausländi­
schen, nach dem Recht des Versteigerungsortes verbindlichen 
Teilungsplan im Verhältnis der Gläubiger zueinander auch als 
materiell unanfechtbar zu behandeln, wenn im Verhältnis der 
einzelnen Gläubiger zum Eigentümer eine Korrektur zu seinen 
Gunsten zugelassen wird. Es bedarf daher keiner Stellungnah­
me, ob deutsches Recht in jedem Falle infolge einer Rückver­
weisung des schwedischen Rechts auf dieses für den Bereiche­
rungsanspruch anzuwenden wäre.

II. Bas Berufungsgericht bejaht den Bereicherungsanspruch 
gegen die Beklagten nach deutschem Recht dem Grunde nach, 
weil die Klägerin den Schiffshypothekehgläubigern nach 
§ 776 BGB im Range vorgegangen und nicht anzunehmen sei, 
daß die Beklagten in gleichem Umfang aus dem Varsteigerungs­
erlös befriedigt worden wären, wenn die Klägerin nach Maß­
gabe ihres besseren Rechts an der Versteigerung teilgenommen 
hätte. Die Revision rügt gemäß § 286 ZPO, das Berufungsge­
richt habe nicht beachtet, daß die Beklagten geltend gemacht 
hatten, sie seien an erster Stelle aus dem Erlös zu befriedi­
gen gewesen. Die Klägerin könne sich allenfalls an den schwe­
dischen Gläubiger halten, der die Zwangsversteigerung betrie­
ben habe und dessen Recht denen der Beklagten nachgestanden 
habe. Bie Rüge ist nicht begründet.

Ber betreibende schwedische Gläubiger hat Zahlungen aus 
dem Erlös erhalten. An die Beklagten ist nur ein Teil des

■ • . ■ ' fix

Versteigerungserlöses gezahlt worden. Weitere deutsche Gläu­
biger haben sich an der Versteigerung nicht beteiligt 
(Schreiben des Stadtvogtes in Halmstadt vom 11. Juni 1957). 
Es ist entweder die Beklagte zu 1 oder die Beklagte zu 2
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nur teilweise gedeckt worden. Nach der Auskunft des St?dt- 
vogtes in Halmstadt ist die Beklagte zu 2 voll und die Be­
klagte zu 1 nur teilweise befriedigt worden. Jedenfalls 
konnte auf den betreibenden schwedischen Gläubiger, wenn 
er nach den Beklagten befriedigt worden wäre, erst dann 
etwas entfallen, wenn die beiden Beklagten voll befriedigt 
waren. Das Berufungsgericht konnte somit ohne die gerügte 
Verletzung des § 286 ZPO davon ausgehen, daß die Beklagten 
an letzter Rangstelle befriedigt worden sind und daß ange­
sichts der Höhe der Klagforderung jeder von ihnen Beträge 
zugeflossen sind, die der Klägerin zuzuteilen gewesen wä­
ren, wenn ihr Vorrang beachtet worden wäre. Die Beklagten 
haben auch in der Berufungsinstanz dip Feststellung des 
Landgerichts, daß sie an letzter Rangstelle befriedigt 
worden sind, nicht angegriffen. Sie allein kann auch mit 
der Rechtslage nach schwedischem Recht in Einklang ge­
bracht werden. Das Motorschiff " L ^ p "  1st "nach einer 
Havarie auf Betreiben eines schwedischen Gläubigers" 
(Tatbestand des angefochtenen Urteils S. 2) versteigert 
worden. Im Zusammenhang mit dem Vortrag der Beklagten, 
daß der Schiffseigner in Schweden eine Havarie gehabt ha­
be und die Reparaturkosten etwa 5000 skr höher gewesen 
seien als die Versicherungssumme (Schriftsatz vom 20. Ju­
ni 1958 Bl. 29 GA), kann dies nur bedeuten, daß der be­
treibende Gläubiger ein Schiffsgläubigerrecht nach § 267 
Sjölag in Anspruch nehmen konnte (vgl. das Privileg nach 
Art. 2 Nr. 5 des Internationalen Übereinkommens über Vor­
zugsrechte und Schiffshypotheken vom 10. April 1926, dem 
Schweden beigetreten ist; Schaps/Abraham, Das deutsche 
Seerecht, Bd. I SchRG § 8 Anm. 121). Nach deutschem Recht 
ergab sich für den betreibenden Gläubiger ein Schiffsgläu­
bigerrecht nach § 754 Nr. 6 HGB mit dem Vorrang vor dem 
Schiffsgläubigerrecht nach § 754 Nr. 10 HGB (§ 770 HGB).

Das Berufungsgericht hat nach alledem zutreffend an­
genommen, daß die Beklagten auf Kosten der Klägerin etwas 
ohne rechtlichen Grund erlangt habeni

a
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III. Die Revision meint allerdings, daß die Klägerin 
dadurch, daß sie sich am schwedischen Zwangsversteigerungs­
verfahren nicht beteiligt habe, ihren Vorrang vor den Be­
klagten verloren habe» Sie will dies aus § 110 ZVG entneh­
men, der für nicht eingetragene Rechte, die nicht recht­
zeitig in der Zwangsversteigerung angemeldet werden, eine 
Rangversehlechterurig vorsehe. Die Revision führt zutreffend 
aus, daß ein • Gläubiger, der sein aus dem Schiffsregister 
nicht ersichtliches Recht nicht spätestens im Versteigerungs­
termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten ängemel- 
det und notfalls glaubhaft gemacht hat, bei der Verteilung 
des Erlöses den'übrigen Rechten nachsteht (§§ 162, 57 Nr. 4, 
110 ZVG). Dieser endgültige materielle Rangverlust durch 
Säumnis des Berechtigten (vgl. BGHZ 21, 30, £4) tritt aber 
nur ein, wenn in der Öffentlich bekannt gemachten Termirisbe- 
Stimmung die Aufforderung gemäß § 37 Nr. 4 ZVG enthalten 
war, aus dem Schiffsregister nicht ersichtliche Rechte an­
zumelden (Jaeckel/Güthe, ZVG 7. Aufl. §§ 37, 38 Anm. 1;
§ 110 Annu 1). Die im § 37 Nr. 4 ZVG bestimmte Aufforderung 
muß ausdrücklich auf die Rechte der Schiffsgläubiger hin- 
weisen (§ 167 Abs. 2 ZVG). Die Terminsbestimmung soll auch 
in einem Schiffahrtsfachblatt bekanntgemacht werden 
(§ 168 ZVG).

Die Revision beachtet nicht, daß die Zwangsversteigerung 
nach schwedischem Recht als dem Recht des Gerichtsortes 
vorgenommen worden ist. Die Vorschriften des deutschen Ge­
setzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung, 
die die Rangänderung von bestimmten Rechten vorsehen, die im 
Versteigerungsverfahren nicht angemeldet worden sind, können 
nicht ohne weiteres auf eine nach ausländischem Recht durch­
geführte Zwangsversteigerung Übertragen werden. Solche Be­
stimmungen stehen in engem Zusammenhang mit den Verfahrens­
vorschriften des deutschen Rechts, durch die für die Betei­
ligten Garantien geschaffen werden, daß sie ihre Rechte recht' 
zeitig wahrnehmen können. Es mag sein, daß in der schwedischen 
Zwangsversteigerung der nach deutschem Recht bestehende Vor­
rang des Schiffsgläubigerrechts auf Grund einer Forderung aus
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der gesetzlichen Sozialversicherung (mit dem Rang hinter 
dem schwedischen Schiffsgläubiger; vgl, § 770 HOB) aner­
kannt worden wäre (vgl, Gutachten von Prof, Dr, Schultze 
v, lasaulx S. 10), Die nach schwedischem Recht erfolgte Be­
kanntmachung des Versteigerungstermins und die in ihr etwa 
enthaltene Aufforderung zur Anmeldung von Rechten kann aber 
nicht die Wirkung des Rangverlustes hach § 110.ZVG haben, 
wenn die Rechte nicht angemeldet worden sind. Eine genügende 
Gewähr, daß ein im Schiffsregister nicht eingetragener Be­
rechtigter rechtzeitig Kenntnis von der im Ausland anhängigen 
Zwangsversteigerung erlangt, wird durch eine ausländische 
Bekanntmachung nicht geschaffen, selbst wenn sie in inländi­
schen Blättern wiederholt sein sollte. Nur eine Aufforderung 
im Rahmen einer bei einem deutschen Vollstreckungsgericht an­
hängigen Zwangsversteigerung, die den Erfordernissen des 
§ 37 Nr, 4 ZVG entspricht und in dem für Bekanntmachungen 
des Gerichts bestimmten Blatt veröffentlicht worden ist 
(§39 Abs, 1 ZVG), kann die Wirkung des Rangverlustes nach 
§ 110 ZVG haben, wenn sie nicht beachtet wird,

IV, Die Klägerin hat also ihren Vorrang vor den Rechten 
der Beklagten nach §§ 754 Nr, 10, 776 HGB behalten, Ihre 
Rechtsstellung setzte sich am Erlös fort. Durch die Zutei­
lung von Beträgen an die Beklagten, ohne daß die besseren 
Rechte der Klägerin berücksichtigt worden wären, sind die 
Beklagten auf Kosten der Klägerin ungerechtfertigt berei­
chert worden, Ihr steht daher ein Anspruch gemäß § 812 BGB 
gegen die Beklagten zu (RGZ 153» 252, 256; BGHZ 4, 84, 87), 
Die Klagansprüche sind mithin zutreffend vom Berufungsge­
richt dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet worden.

*
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Vo Die Revision war daher als unbegründet zurückzuwei­
sen. Die Klägerin hat die Kosten ihres erfolglosen Rechts­
mittels gemäß § 97 ZPO zu tragen.

Dr. Nastelski Dr. Nörr

Liesecke Dr. Reinicke

Dr. Kuhn


